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INTERGLOBAL

Griechenland

Die Troika geht,  
die Sparpolitik bleibt
Jocelyn Cognord

Die von der linken Partei Syriza 
geführte griechische Regierung 
hat die Austeritätspolitik zur 
Zufriedenheit der EU durchgesetzt. 
Frühere Regierungen hätte das wohl 
die Wiederwahl gekostet, doch der 
nationalistische Obskurantismus 
der Nea Dimokratia schwächt die 
konservative Opposition.

Eines der absurdesten Probleme 
in der bewegten Geschichte Grie-
chenlands scheint endlich gelöst. 
Am 17. Juni einigte man sich mit 
dem Nachbarland im Streit um den 
Namen „Mazedonien“. Nach monate-
langen Verhandlungen vereinbarten 
beide Staaten, dass die „Ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedoni-
en“, so die bisherige offizielle Be-
zeichnung, nun in „Nord-Mazedoni-
en“ umbenannt wird. Die Einigung 
erfolgte unter dem Druck der USA, 
die ein Ende des Streits wünschten, 
damit Griechenland sein Veto ge-
gen die Aufnahme Mazedoniens in 
die Nato zurücknimmt. Die EU hat-
te ebenso Interesse daran, die lange 
Blockade durch Griechenland zu be-
enden, um in den Beitrittsverhand-
lungen mit Mazedonien voranzu-
kommen. In Griechenland hingegen 
gab es heftige nationalistische Pro-
teste gegen die Vereinbarung.

Man sollte meinen, das Land 
habe wichtigere Probleme. Am 14. 
Juni hat das Parlament weitere Ein-
sparungen in Höhe von zwölf Milli-
arden Euro beschlossen. Die 2010 be-

gonnene Austeritätspolitik hatte von 
Anfang an katastrophale Folgen, seit 
2015 intensivierte die regierende Ko-
alition aus der linken Syriza und der 
rechtspopulistischen Anel sie weiter.

Zwar hat diese Regierung in ei-
nigen Bereichen Verbesserungen 
erreicht, etwa Fortschritte bei der 
Rechtsgleichheit von LGBT. Teile 
der Gesundheitsversorgung wurden 
reformiert, so ist der Zugang zum  – 
drastisch verringerten  – Angebot 
wieder für alle kostenlos, egal ob 
versichert oder nicht. Aber diese 
Veränderungen waren von weiteren 
Renten- und Lohnkürzungen beglei-
tet, der Einführung einer „Schulden-
bremse“ – automatische Kürzung der 
Staatsausgaben, wenn die Sparziele 
nicht erreicht werden  –, einem bi-
zarren Privatisierungsprozess  – so 
wurde beim Verkauf von zwölf 
Flughäfen an den Frankfurter Flug-
hafenbetreiber Fraport eine Klausel 
eingefügt, die den griechischen Staat 
dazu verpflichtet, das Unternehmen 
zu entschädigen, sollten die Gewin-
ne geringer als erwartet ausfallen  – 
und einer Maßnahme, die vorherige 
Regierungen nicht gewagt hatten: die 
Pfändung von Häusern, falls ihre Be-
sitzer die Kredite nicht mehr bezah-
len können.

So sind die Evaluierungsberichte 
der Troika nun gespickt mit positiven 
Anmerkungen über eine Regierung, 
die nicht nur die nötigen „Reformen“ 
vornimmt, sondern auch Maßnah-
men, die „über die eingangs in dem 

im August 2015 unterzeichneten Me-
morandum of Understanding ver-
einbarten Verpflichtungen hinausge-
hen“, so die EU-Kommission im Juli 
2017. Doch die Austeritätspolitik ist 
unpopulär, daher konnte sich bis-
lang keine Regierung, die den Spar-
kurs durchsetzte, lange halten.

Für die von Deutschland 
beeinflussten Vertreter 
der Austeritätspolitik 
ist es unerlässlich, eine 
Erfolgsgeschichte zu 
präsentieren.

Die Koalition aus Syriza und Anel 
ist sich dessen wohl bewusst. In Um-
fragen liegt die konservative Partei 
Nea Dimokratia mit ihrem proeuro-
päischen und wirtschaftsliberalen 
Vorsitzenden Kyriakos Mitsotakis 
vorn. Um diesen Vorsprung einzu-
holen, bleiben Syriza zwei Themen, 
mit denen sie sich von anderen 
Parteien absetzen will: der Kampf 
gegen Korruption und der gegen 
Rechtsextremismus. 

Zudem erschütterte ein Korrupti-
onsskandal dieses Jahr die Nea Dimo-
kratia. Der Pharmakonzern Novartis 
soll unter anderem den ehemaligen 
Ministerpräsidenten Antonis Samaras 
und weitere führende Politiker der 
Partei bestochen haben. Der Fall wird 
derzeit vor Gericht verhandelt.

Noch verheerender dürfte für die 
konservative Opposition allerdings 
ihre Mazedonien-Politik sein. Die 
Syriza-Regierung schlug eine Lösung 
vor, der die Nea Dimokratia in der 
Vergangenheit bereits zugestimmt 
hatte  – manche Parteimitglieder be-
haupteten nun, dies habe auf der 
Annahme beruht, dass es nie zu ei-
nem Abkommen mit Mazedonien 
kommen werde.

Der Nea Dimokratia blieb nun nur 
die Wahl zwischen zwei gleich fata-
len Optionen: Sie konnte entweder 
ihre konservative und nationalisti-
sche Wählerbasis beruhigen und das 
„verräterische“ Abkommen ableh-
nen – und so der Neonazipartei Chry-
si Avgi Stimmen abluchsen – oder ihr 
proeuropäisches Image pflegen und 
sich vom nationalistisch-faschisti-
schen Lager distanzieren. Dies würde 
die rechtsextremen Wähler enttäu-
schen und könnte so Chrysi Avgi stär-
ken. Die erste Option hingegen würde 
die Nea Dimokratia dem – unter ande-
rem von Syriza erhobenen – Vorwurf 
aussetzen, ihre vorgebliche Moderni-
sierungspolitik verberge nur ihre Ver-
bindung mit der extremen Rechten. 
Die Nea Dimocratia hat sich schließ-
lich für die nationalistische Option 
entschieden. Mitsotakis’ Ablehnung 
der Mazedonien-Vereinbarung war 
moderat formuliert, doch versuchen 
Mitglieder der Partei sich mit dem 
nationalistischen Mob zu verbünden, 
der die Syriza/Anel-Koalition des 
Hochverrats beschuldigt.
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Die Regierung pries unterdessen 
die jüngst beschlossenen Austeritäts-
maßnahmen als letzte Reformen vor 
der erfolgreichen Absolvierung des 
Stabilitätsprogramms an. Minister-
präsident Alexis Tsipras sagte, im Au-
gust ende die „Memorandum-Ära“. 
Dass am 20. August das dritte „Ret-
tungsprogramm“ auslaufe und kein 
weiteres nötig sei, bestätigten die 
Finanzminister der Euro-Zone nach 
ihrer Sitzung am späten Donnerstag-
abend vergangener Woche. EU-Wirt-
schafts- und Finanzkommissar Pierre 
Moscovici verkündete optimistisch: 
„Die griechische Krise endet heute 
Nacht.“ Allerdings, so Moscovici spä-
ter in einem Interview mit Politico, 
benötige man nun anstelle der Über-
wachung durch die sogenannte Troi-
ka aus EU-Kommission, Europäischer 
Zentralbank (EZB) und Internationa-
lem Währungsfonds „etwas Neues“.

Für die von Deutschland beein-
flussten Vertreter der Austeritätspoli-
tik ist es unerlässlich, eine Erfolgsge-
schichte zu präsentieren – andererseits 
aber soll Griechenland zu weiteren 
Sparmaßnahmen und wirtschaftslibe-
ralen Reformen verpflichtet werden. 

Die „Schuldenbremse“, die Parla-
mentsentscheidungen umgeht, könnte 
als automatisierte Troika betrachtet 
werden, doch gilt zusätzliche Kontrol-
le als unerlässlich. Gelobt wurde die 
bemerkenswert konsequente Politik 
der Syriza/Anel-Koalition, die einen 
Überschuss im Primärbudget (Haus-
halt ohne Schuldendienst) erzielt hat.

Der Einbruch des Bruttoinlands-
produkts (BIP) um 25 Prozent, gemes-
sen an der Zeit vor der Krise, wurde 
jedoch noch nicht aufgeholt und die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
bleibt gering. Es gelang, mehr Steuern 
einzunehmen, doch vor allem, weil 
diese nun mit Kreditkarte bezahlt wer-
den können – so werden die Schulden 
auf die Banken verlagert. Die Arbeits-
losenrate sank zwar, aber vor allem 
wegen der durch wirtschaftsliberale 
Reformen erzwungenen Verbreitung 
von Zeit, Saison- und Niedriglohnar-
beit. Da die Staatsverschuldung noch 
immer bei mehr als 180 Prozent des 
BIP liegt, ist die Rückkehr Griechen-
lands auf den Finanzmarkt am 20. Au-
gust ein abenteuerliches Unterfangen.

Um die Risiken zu mindern, erhält 
Griechenland mit dem letzten soge-

nannten Rettungsprogramm einen 
Kredit von 15 Milliarden Euro. Zudem 
werden die Laufzeiten von Krediten 
aus den Rettungsprogrammen ver-
längert und Griechenland erhält nun 
wieder die Gewinne, die die EZB und 
nationale Notenbanken erzielen, weil 
extrem billig erworbene griechische 
Anleihen zum Nominalwert zurück-
gezahlt werden  – allein Deutschland 
verdiente damit bislang knapp drei 
Milliarden Euro. Das Geld erhält Grie-
chenland allerdings nur, wenn die 
Austeritätspolitik fortgesetzt wird; „et-
was Neues“ ist der noch nicht genau 
festgelegte Überwachungsmechanis-
mus, der die Troika ersetzen soll.

Griechenland verfügt über ein 
finanzielles Polster, sodass es nicht 
sofort nach dem 20. August zu 
Schwierigkeiten kommen dürfte. Am 
Problem der Überschuldung und dem 
sozialen Desaster ändert sich hinge-
gen nichts. Der EU aber geht es um 
Stabilität, also um eine Fortsetzung 
der Austeritätspolitik  – eine Aufgabe, 
die die Syriza/Anel-Koalition gegen 
erschreckend geringen Widerstand 
erfolgreich bewältigt hat. Angesichts 
der desaströsen Politik der Nea Dimo-

kratia könnte Syriza sogar gelingen, 
was für vorherige Regierungen wegen 
ihrer Sparpolitik unmöglich war: wie-
dergewählt zu werden.

Jocelyn Cognord ist in Griechenland 
aufgewachsen, war an den dortigen 
sozialen Bewegungen beteiligt und 
analysiert für verschiedene Blogs und 
Medien die politische Situation des Landes.

Stabil in die Armut? Demonstration gegen eine weitere geplante 
Kürzungswelle der Pensionen und Löhne am 30. Mai in Thessaloniki. Die 
aufrufenden Gewerkschaften fordern ein sofortiges Ende der „gewalttätigen 
und undemokratischen Angriffe auf Arbeits- und Gewerkschaftsrechte“.
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Nächste Woche:

LGBTIQ-Politik unter 
der Lupe

Ist Luxemburg nach einer 
Legislaturperiode mit schwulem 
Premierminister ein queeres 
Regenbogen-Wunderland? Die 
woxx sieht sich an, wie sich 
die Lage für LGBTIQ-Personen 
verbessert hat – und wie nicht.


